
  
  

  

 

DURCHBLICK für das Personalbüro 
 

Im Juni 2024 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 
Sommerzeit ist Reisezeit. Wir beleuchten, wie das 
Deutschlandticket lohnsteuerlich zu behandeln 
ist. Darüber hinaus gehen wir der Frage nach, wa-
rum Unterleasingverträge die steuerfreie Privat-
nutzung von Telekommunikationsgeräten ge-
fährden. Der Steuertipp zeigt, wann die Arbeit in 
einem Co-Working-Space eine beruflich veran-
lasste Auswärtstätigkeit ist. 

Reisezeit  

Wie das Deutschlandticket  
lohnsteuerlich zu behandeln ist 
Das Deutschlandticket berechtigt nur zu Fahrten 
im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). 
Sachbezüge und Geldleistungen des Arbeitgebers 
bei Überlassung bzw. Erwerb eines Deutschland-
tickets, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden, sind steuer- und so-
zialversicherungsfrei. Das gilt gleichermaßen für 
die private Nutzung des Tickets. Die Steuerfreiheit 
umfasst darüber hinaus ein kostenpflichtiges Up-
grade des Deutschlandtickets (beispielsweise für 
die Nutzung der 1. Klasse und/oder für die Fahr-
radmitnahme). Wird eine Fahrberechtigung für 
den ÖPNV auch für die Nutzung bestimmter Fern-
züge freigegeben, liegt weiterhin eine Fahrt im 
ÖPNV vor. Hierunter fällt insbesondere die Frei-
gabe des Deutschlandtickets für bestimmte IC-
/ICE-Verbindungen. 

Der steuer- und beitragsfreie Arbeitgeberzuschuss 
zum Deutschlandticket mindert die als 

Werbungskosten abziehbare Entfernungspau-
schale. Er ist daher im Lohnkonto des Arbeitneh-
mers gesondert aufzuzeichnen und in dessen 
Lohnsteuerbescheinigung in Zeile 17 anzugeben. 

Beispiel: Der Arbeitgeber stellt seinem Arbeit-
nehmer zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn das Deutschlandticket zur Verfü-
gung und erhält aufgrund seiner Zuzahlung von 
mindestens 25 % des Kaufpreises vom Ver-
kehrsunternehmen auf den Preis einen Nach-
lass von 5 %. 

Ticketpreis 49,00 € 
Arbeitgebernachlass 5 % (kein Lohn) 2,45 € 
Differenz 46,55 € 
davon 96 % 44,68 € 
Eigenleistung des Arbeitnehmers 34,30 € 
steuerfrei monatlich 10,38 € 
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Abwandlung (keine Eigenleistung): 
steuerfrei monatlich 44,68 € 

Die Minderung der als Werbungskosten ab-
ziehbaren Entfernungspauschale unterbleibt, 
wenn der Arbeitgeber seine Aufwendungen für 
das Deutschlandticket (im Beispiel: 46,55 €) 
zulässigerweise mit 25 % pauschal besteuert. 
Die pauschal besteuerten Bezüge sind in die-
sem Fall im Lohnkonto des Arbeitnehmers auf-
zuzeichnen. Ein Ausweis in der Lohnsteuerbe-
scheinigung des Arbeitnehmers ist nicht vorzu-
nehmen. 

Telekommunikationsgeräte  

Unterleasingverträge gefährden die 
steuerfreie Privatnutzung 
Vorteile aus der privaten Nutzung betrieblicher 
Telekommunikationsgeräte sind steuer- und sozi-
alversicherungsfrei. Hierzu gehört neben der 
Nutzungsüberlassung des Geräts auch die Erstat-
tung von Telefonkosten oder anderen Nutzungs-
entgelten. Das gilt auch, wenn der Arbeitgeber 
vom Arbeitnehmer ein Mobiltelefon zu einem 
niedrigen, gegebenenfalls unter dem Marktwert 
liegenden Preis erworben hat und dieses Mobilte-
lefon dem Arbeitnehmer unmittelbar danach wie-
der zur privaten Nutzung überlässt. 

Ein betriebliches Telekommunikationsgerät liegt 
jedoch nicht vor, wenn das Gerät nicht dem Ar-
beitgeber, sondern dem Arbeitnehmer zuzurech-
nen ist. Davon ist auszugehen, wenn der Arbeit-
nehmer zivilrechtlicher Eigentümer des Geräts 
ist oder wie ein wirtschaftlicher Eigentümer oder 
als Leasingnehmer darüber verfügen kann. Dem 
Arbeitnehmer ist das Gerät deshalb dann zuzu-
rechnen, wenn der Arbeitgeber ihm dieses auf-
grund einer vom Arbeitsvertrag unabhängigen 
Sonderrechtsbeziehung (z.B. eines Leasingver-
trags) überlässt. Entsprechendes gilt, wenn der Ar-
beitgeber selbst Leasingnehmer ist und dem Ar-
beitnehmer das Gerät aufgrund eines Unterlea-
singverhältnisses übergibt. Das hat die Finanzver-
waltung im Amtlichen Lohnsteuer-Handbuch 
2024 ausdrücklich klargestellt. 

Beispiel: Der Arbeitgeber least ein Tablet und 
überlässt es dem Arbeitnehmer auf der Grund-
lage eines Unterleasingvertrags auch zur priva-
ten Nutzung. Außerdem übernimmt der Arbeit-
geber sämtliche Verbindungsentgelte. 

Da dem Arbeitnehmer das Tablet aufgrund des 
Unterleasingvertrags zuzurechnen ist, handelt 
es sich nicht um die Zurverfügungstellung ei-
nes betrieblichen Telekommunikationsgeräts. 
Die vom Arbeitgeber übernommenen Verbin-
dungsentgelte sind daher nicht in vollem 

Umfang steuerfrei. Steuerfreier Auslagenersatz 
kann allenfalls für den auf die berufliche Nut-
zung entfallenden Anteil der Verbindungsent-
gelte gezahlt werden. 

Energiepreispauschale  

Einmalzahlung kann nur gegenüber 
dem Finanzamt eingeklagt werden 
Eine vom Arbeitgeber seinerzeit nicht ausgezahlte 
Energiepreispauschale ist vom Arbeitnehmer nicht 
gegenüber dem Arbeitgeber, sondern im Rahmen 
des Veranlagungsverfahrens für 2022 durch Ab-
gabe einer Einkommensteuererklärung geltend 
zu machen. Kommt das Finanzamt diesem Antrag 
nicht nach, muss die Festsetzung der Energiepreis-
pauschale laut Bundesfinanzhof vor dem Finanz-
gericht erstritten werden. 

Die Klage eines Arbeitnehmers gegen den Arbeit-
geber auf Auszahlung der Energiepreispauschale 
geht demgegenüber „ins Leere“. Der Arbeitgeber 
ist schließlich nicht Schuldner der Energiepreis-
pauschale. Er soll vielmehr nach dem erklärten 
Willen des Gesetzgebers durch die Energiepreis-
pauschale nicht selbst finanziell belastet werden. 

Mitarbeiterbeteiligung  

Gewinn aus marktüblichem Verkauf ist 
kein Arbeitslohn 
Bei der Zuwendung einer Vermögensbeteiligung 
durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer und 
beim späteren Verkauf einer solchen Beteiligung 
durch den Beschäftigten ist anhand der Gesamt-
umstände zu entscheiden, ob die Vorgänge 

• beim Arbeitnehmer zu Arbeitslohn führen, 

• einer anderen Einkunftsart (z.B. den Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen) zuzurechnen sind 
oder 

• zum nichtsteuerbaren Bereich (z.B. bei einer 
privat veranlassten Schenkung) gehören. 

Der verbilligte Erwerb einer Mitarbeiterbeteili-
gung am Unternehmen des Arbeitgebers aufgrund 
des Arbeitsverhältnisses führt beim Arbeitnehmer 
in Höhe der Differenz zwischen dem tatsächlichen 
Wert der Beteiligung und den Anschaffungskosten 
zu Arbeitslohn. Damit ist der Erwerbsvorgang ab-
geschlossen. 

Eine spätere Veräußerung der Mitarbeiterbeteili-
gung ist nach einer aktuellen Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs (BFH) steuerlich eigenständig 
zu würdigen. Dies hat zur Folge, dass der Gewinn 
aus der marktüblichen Veräußerung einer 
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Mitarbeiterbeteiligung nicht zu Arbeitslohn führt. 
Ein lohnsteuerbarer Vorteil kann nur insoweit vor-
liegen, als der Arbeitnehmer aus der Veräußerung 
einen durch das Arbeitsverhältnis veranlassten 
marktunüblichen Überpreis erzielt. Ein marktübli-
cher Veräußerungsgewinn führt nach Ansicht des 
BFH hingegen zu Einkünften aus Kapitalver-
mögen und unterliegt damit der Abgeltungsteuer 
von 25 %. 

Hinweis: Die Vorteile solcher Beteiligungs-
modelle werden durch dieses Urteil zwar ein-
geschränkt, sie verlieren aber angesichts des re-
gelmäßig höheren individuellen Steuersatzes 
der an solchen Gestaltungen beteiligten Arbeit-
nehmer nicht an Attraktivität. 

Firmenwagen  

Nutzungsentgelt für nachträglich  
freigeschaltete Sonderausstattung 
Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer un-
entgeltlich oder verbilligt einen Firmenwagen 
auch zur privaten Nutzung, führt dies zu einem 
steuerpflichtigen Nutzungsvorteil des Arbeitneh-
mers. Der Wert der Nutzung ist grundsätzlich nach 
der 1-%-Regelung zu ermitteln. Hinzu kommt ein 
Zuschlag von 0,03 % des Listenpreises je Entfer-
nungskilometer zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte. 

Hierfür ist der inländische Listenpreis zum Zeit-
punkt der Erstzulassung zuzüglich der Anschaf-
fungskosten für Sonderausstattung einschließlich 
Umsatzsteuer maßgebend. Eine in den Bruttolis-
tenpreis einzubeziehende Sonderausstattung ist 
nur dann werterhöhend zu berücksichtigen, wenn 
das Fahrzeug werkseitig zum Zeitpunkt der Erst-
zulassung damit ausgestattet ist. Nach der Erstzu-
lassung eingebaute unselbständige Ausstattungs-
merkmale erhöhen den Bruttolistenpreis des Fahr-
zeugs hingegen nicht. 

Das gilt entsprechend für eine nachträglich freige-
schaltete vorinstallierte Sonderausstattung (z.B. 
Navigationssysteme, Infotainment, Lichtpakete, 
Parkassistenten oder andere Zubehörkomponen-
ten). In den Bruttolistenpreis ist nur die Sonder-
ausstattung einzubeziehen, die zum Zeitpunkt der 
Erstausstattung installiert und freigeschaltet ist. 
Das gilt unabhängig davon, ob sie dauerhaft er-
worben wird oder hierfür eine monatliche Nut-
zungsgebühr zu entrichten ist. 

Handelt es sich hingegen um Ausstattungsmerk-
male, die zwar vorinstalliert, aber erst nach der 
Erstzulassung des Fahrzeugs hinzugebucht wer-
den, liegt zum Zeitpunkt der Erstzulassung keine 
nutzungsfähige Sonderausstattung vor. Die spä-
tere Aktivierung der Sonderausstattung führt 

nicht zu einer Erhöhung des Bruttolistenpreises 
und somit auch nicht zu einem höheren geldwerten 
Vorteil. Zahlt der Arbeitnehmer für eine solche 
Sonderausstattung seines Firmenwagens ein Nut-
zungsentgelt, darf dieses Entgelt konsequenter-
weise nicht mindernd auf den geldwerten Vorteil 
angerechnet werden. 

Betriebliche Altersversorgung  

Teilweise kapitalisiertes Ruhegehalt 
schließt Tarifermäßigung aus 
Werden Versorgungsleistungen des Arbeitgebers 
nicht fortlaufend, sondern in einer Summe gezahlt, 
handelt es sich um Arbeitslohn für mehrere Jahre. 
Die Kapitalauszahlung ist bei der hier regelmäßig 
vorliegenden Einkünftezusammenballung nach 
der Fünftelregelung tarifermäßigt zu besteuern. 
Dagegen liegen typischerweise keine tarifermä-
ßigt zu besteuernden Einkünfte vor, wenn eine auf 
einem einheitlichen Rechtsgrund beruhende Ver-
gütung für eine mehrjährige Tätigkeit in zwei oder 
mehr Veranlagungszeiträumen gezahlt wird. 

Wird ein einheitlicher Anspruch auf ein Ruhegeh-
alt teilweise als monatliche Versorgungsleistung 
und teilweise als Kapitalleistung ausgezahlt, ist 
die Fünftelregelung laut Bundesfinanzhof jedoch 
nicht anzuwenden. Im Streitfall war dem Arbeit-
nehmer mit der Kapitalleistung zwar ein Einmal-
betrag für eine mehrjährige Tätigkeit zugeflossen, 
eine zusammengeballte Vergütung lag aber nicht 
vor. Denn die Einmalzahlung war nicht gesondert 
zu beurteilen. Vielmehr waren für die Beurteilung 
der Zusammenballung der Einkünfte daneben 
auch die - um die Kapitalleistung gekürzten, le-
benslang zugesagten - laufenden Versorgungsleis-
tungen zu berücksichtigen. 

 

Lohnsteuer  

Homeoffice begründet grundsätzlich 
keine Betriebsstätte des Arbeitgebers 
Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit wird 
die Einkommensteuer in Deutschland bekanntlich 
durch Lohnsteuerabzug erhoben. Das ist der Fall, 
soweit der Arbeitslohn von einem Arbeitgeber ge-
zahlt wird, der im Inland einen Wohnsitz, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, seine Geschäftsleitung, 
seinen Sitz, eine Betriebsstätte oder einen ständi-
gen Vertreter hat. Damit hat Deutschland für den 
Arbeitslohn eines im Ausland wohnenden Arbeit-
nehmers bereits dann das Besteuerungsrecht, 
wenn der Arbeitslohn von einer in Deutschland be-
legenen Betriebsstätte 
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getragen wird. Davon ist auszugehen, wenn die 
Löhne als Betriebsausgaben den Gewinn dieser 
Betriebsstätte gemindert haben. 

Die Finanzverwaltung hat in diesem Zusammen-
hang klargestellt, dass die Tätigkeit eines Arbeit-
nehmers im Homeoffice in der Regel nicht zur Be-
gründung einer Betriebsstätte des Arbeitgebers 
führt. Das gilt auch 

• bei Übernahme der Kosten für das Homeoffice 
und dessen Ausstattung durch den Arbeitgeber; 

• bei Abschluss eines Mietvertrags zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer über häusliche 
Räume des Arbeitnehmers, es sei denn, der Ar-
beitgeber ist befugt, die Räume anderweitig zu 
nutzen (z.B. durch ein Recht zum Entsenden 
anderer Arbeitnehmer in die Räume); 

• in Fällen, in denen der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer keinen anderen Arbeitsplatz zur Verfü-
gung stellt. 

Hinweis: Eine Betriebsstätte kann aber vorlie-
gen, wenn ein Arbeitnehmer Leitungsfunktio-
nen mit „Außenwirkung“ innehat. 

Rückwirkung  

Abfindungszahlungen bei  
Wohnsitzverlagerung ins Ausland 
Bis 2016 konnte eine Abfindung in Deutschland 
komplett steuerfrei sein, wenn der Arbeitnehmer 
bei deren Zufluss seinen Wohnsitz in einem Land 
hatte, das nach einem Doppelbesteuerungsabkom-
men (DBA) vorrangig das Besteuerungsrecht 
hatte. Seit 2017 ist hingegen geregelt, dass die Ab-
findung in solchen Fällen in Deutschland der Ein-
kommensteuer unterliegt. Das Gesetz fingiert da-
bei, dass die Abfindung als nachträglicher Ar-
beitslohn anzusehen ist. Das gilt nur dann nicht, 
wenn das konkrete DBA für Abfindungen aus-
drücklich etwas anderes regelt. 

Das wurde einer Arbeitnehmerin zum Verhängnis, 
die im Jahr 2016 ihr Arbeitsverhältnis einver-
nehmlich mit dem Arbeitgeber beendet und als 
Ausgleich eine Abfindung vereinbart hatte. Diese 
wurde auf Wunsch der Arbeitnehmerin erst im 
Folgejahr ausgezahlt. Zu diesem Zeitpunkt war sie 
bereits nach Malta verzogen. Das Finanzamt setzte 
die Einkommensteuer für 2017 unter Einbezie-
hung der gezahlten Abfindung fest. Die Arbeitneh-
merin war dagegen der Auffassung, dass eine Be-
steuerung in Deutschland unzulässig sei. Die ge-
änderte Rechtslage habe zum Zeitpunkt der Ab-
findungsvereinbarung und ihres Wegzugs nach 
Malta noch nicht existiert. Sie habe nicht mit einer 
Gesetzesverschärfung rechnen müssen. Damit 

liege eine Rückwirkung vor, die im Steuerrecht 
generell unzulässig sei. 

Das sah das Finanzgericht Hessen anders. Eine 
verbotene Rückwirkung liege nur vor, wenn der 
Gesetzgeber eine bereits entstandene Steuer-
schuld nachträglich abändere. Änderungen von 
Gesetzen, die erst in einem nachfolgenden Besteu-
erungszeitraum gälten, seien hingegen regelmäßig 
zulässig. 

Hinweis: Die Klägerin hat Revision eingelegt. 
Daher hat nun der Bundesfinanzhof das letzte 
Wort in der Sache. 

Steuertipp  

Arbeit im Co-Working-Space kann  
eine Auswärtstätigkeit sein 
Ein Co-Working-Space ist eine moderne Alterna-
tive zu Homeoffice und Büro. Immer mehr Arbeit-
geber bieten ihren Arbeitnehmern in angemieteten 
Räumlichkeiten flexible Arbeitsplätze zur Bu-
chung an. Durch einen Co-Working-Space sollen 
beispielsweise auch Arbeitnehmer mit weiter ent-
fernt liegendem Wohnsitz gewonnen und gebun-
den werden. 

Meist wird am Ort des Co-Working-Space keine 
erste Tätigkeitsstätte begründet. Damit liegt eine 
beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit vor, was 
sich steuerlich als vorteilhaft erweist. Die Kosten 
für Fahrten zwischen Wohnung und Co-Working-
Space kann der Arbeitgeber bei Benutzung eines 
Pkw nach Reisekostengrundsätzen zeitlich unbe-
grenzt mit 0,30 € je gefahrenen Kilometer steuer-
frei ersetzen. Alternativ kann der Arbeitnehmer sie 
als Werbungskosten abziehen. 

Bei einer Abwesenheit von mehr als acht Stunden 
von der Wohnung kann zudem eine Verpflegungs-
pauschale von 14 € als steuerfreier Arbeitgeberer-
satz oder als Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Bei der Berücksichtigung der Verpfle-
gungspauschale ist allerdings die Dreimonatsfrist 
zu beachten, wenn der Arbeitnehmer an mindes-
tens drei Tagen pro Woche am Ort des Co-Work-
ing-Space tätig wird. In solchen Fällen führt erst 
eine Unterbrechung der Tätigkeit im Co-Working-
Space von mindestens vier Wochen zu einem Neu-
beginn der Dreimonatsfrist. 

 

 

 

 

 



 
 

 

Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers – 
Einheit des Verhinderungsfalls – Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall 
Ein erkrankter Arbeitnehmer erkrankt im Kran-
kenstand erneut - was bedeutet das für die Lohn-
fortzahlung? Eine aktuelle Entscheidung des Lan-
desarbeitsgerichts Mecklenburg-Vorpommern aus 
Januar hat dazu die Problematik der so genannten 
Einheitlichkeit des Verhinderungsfalls verdeut-
licht.  

Grundsätzlich gilt: Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 EVZG 
hat ein Arbeitnehmer einen Entgeltfortzahlungs-
anspruch für die Dauer von 6 Wochen gegenüber 
seinem Arbeitgeber - soweit er durch Arbeitsunfä-
higkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung 
verhindert ist, ohne dass ihn ein Verschulden trifft.  

Wie aber ist damit umzugehen, wenn eine neue Er-
krankung des Arbeitnehmers zur Arbeitsunfähig-
keit führt? Einen neuen Anspruch auf o. g. Entgelt-
fortzahlung begründet prinzipiell jede neue Er-
krankung eines Arbeitnehmers, die zur Arbeitsun-
fähigkeit führt. Dabei liegt eine neue Erkrankung 
dann vor, wenn die Krankheit eine andere Ursache 
hat und nicht auf denselben Grundlagen wie die 
zuvor bestehende Krankheit beruht.  

Abgrenzungsprobleme können sich ergeben, wenn 
sich die verschiedenen zur Arbeitsunfähigkeit füh-
renden Erkrankungen zeitlich überlappen. Dies ist 
dann der Fall, wenn ein Arbeitnehmer während ei-
ner bestehenden krankheitsbedingten Arbeitsunfä-
higkeit an einer neuen Krankheit erkrankt. Die 
Rechtsprechung geht in diesen Fällen davon aus, 
dass es sich um eine einheitliche Arbeitsunfähig-
keit handelt. Die Konsequenz: Infolge des Grund-
satzes der Einheit des Versicherungsfalls wird 
kein neuer Entgeltfortzahlungsanspruch ausgelöst.  

Die Frage lautet nun: Wer muss das beweisen? 
Dies ist gerade im Hinblick auf die nun elektro-
nisch abzufragenden Arbeitsunfähigkeitszeiten 
nochmals zum Problem geworden.  

Der Arbeitgeber hat nur dann die Möglichkeit den 
Fall zu überprüfen, wenn sich der Arbeitnehmer 
im unmittelbaren Anschluss an den ausgeschöpf-
ten Sechs-Wochen-Zeitraum erneut mit einer Erst-
bescheinigung arbeitsunfähig erkrankt meldet. 
Dann kann der Arbeitgeber bestreiten, dass die 
fortbestehende Arbeitsunfähigkeit infolge einer 
neuen Erkrankung erst jetzt eingetreten ist. Dieses 
Bestreiten reicht. Grundlage dazu bildet die Beru-
fung auf den Grundsatz der Einheit des Versiche-
rungsfalls.  

 

In diesen Fällen hat der Arbeitnehmer die an-
spruchsbegründenden Tatsachen darzulegen. Er 
muss im Bestreitensfall beweisen, dass die neue 
Arbeitsunfähigkeit erst zu einem Zeitpunkt einge-
treten ist, an dem die erste krankheitsbedingte Ar-
beitsverhinderung bereits beendet und vollständig 
ausgeheilt war.  

Ein wichtiges Indiz für diese Einheit des Versiche-
rungsfalls ist folgender Umstand: dass die beschei-
nigten Arbeitsverhinderungen zeitlich unmittelbar 
aufeinanderfolgen oder zwischen ihnen lediglich 
ein für den Arbeitnehmer arbeitsfreier Tag oder 
ein arbeitsfreies Wochenende liegt.  

In diesen Fällen ist es dem Arbeitgeber nahezu un-
möglich, konkrete Anhaltspunkte zur Erschütte-
rung des Beweiswertes der ärztlichen Bescheini-
gung vorzulegen. Deshalb ist es dem Arbeitneh-
mer zuzumuten, den vollen Beweis für seine An-
gaben zu erbringen. Denn von ihm geht die Be-
hauptung aus, es lägen voneinander zu trennende 
Versicherungsfälle vor, also zwei völlig unter-
schiedliche Erkrankungen). Transparenz des Ar-
beitnehmers ist daher angesagt - zu den Krank-
heitsursachen, dem Ende und dem Beginn der je-
weiligen Arbeitsunfähigkeit konkret vorzutragen. 
Er hat hierfür den vollen Beweis zu erbringen. 
Dies geht so weit, dass auch ärztliche Schweige-
pflichtsentbindungen abgegeben werden müssen, 
damit Ärzte eine Stellungnahme abgeben.  

Hier liegen die Anforderungen hoch, welche die 
Rechtsprechung an den Sachvortrag des Arbeit-
nehmers stellt. Die Gerichte fordern eine nachvoll-
ziehbare Darlegung der Tatsache, dass eine neue, 
die Arbeitsunfähigkeit begründende Erkrankung 
vorliegt. Dieser sehr konkret zu fassende Vortrag 
muss sich zum einen auf das Ende der ersten 
krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit beziehen. 
Gleiches gilt für den Beginn der neuen, wiederum 
zur Arbeitsunfähigkeit führenden Erkrankung. In-
soweit ist die elektronische Arbeitsunfähigkeit 
einzusehen, denn auch diese enthält eine Kenn-
zeichnung als Erst- oder Folgemeldung. Nur so 
kann ein Arbeitgeber überhaupt erkennen, ob 
möglicherweise eine neue Erkrankung vorliegt. 

Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.  

Ihre Marion Wenning, Rechtsanwältin  

 
 

Bitte beachten Sie, dass alle Angaben in diesem Informationsschreiben trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und keine individuelle Beratung ersetzen 
können. Wenn Sie keine weitere Ausgabe Durchblick mehr erhalten möchten, senden Sie uns einfach eine Mail an info@heisterborg.de. Unsere Datenschutzbestimmungen 
finden Sie auf www.heisterborg.de/datenschutzerklaerung 
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